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Solange eine ethnische Zuordnung jedoch besteht � und
sei sie nur ein administratives Ordnungskriterium � kann
sie auch wieder an Bedeutung gewinnen. Gerade diese
Situation der Bedeutungsveränderung war für das
Forschungsprojekt von Interesse. In den Interviews soll-
ten die Befragten daher die Gelegenheit haben, sich über
diese Unsicherheit, Vagheit und Mehrdeutigkeit zu äu-
ßern und sich beispielsweise als Jude und Russe, als Ar-
menier und Sowjetbürger zu bezeichnen, falls sie dies
vorzogen. Diese Misch- oder Doppelidentitäten werden
manchmal als problematisch, manchmal aber auch als eine
Chance empfunden; im negativ konnotierten Fall wird der
Mangel an eindeutiger Orientierung problematisiert, im
anderen Falle die Erweiterung der Optionen betont.

In den ethnischen Gemeinden wird an weltanschaulichen
Programmen gearbeitet, die in der Studie als �ethnische
Codes� analysiert wurden. Dabei zeigte sich, daß die weit-
aus meisten der hier untersuchten Gemeinden eine akti-
ve Integrations-�Politik� betrieben, da für sie die Zuge-
hörigkeit zur russischen Gesellschaft außer Frage steht
und man auch die Möglichkeiten des modernen Groß-
stadtlebens, wie es St. Petersburg bietet, nicht missen
will. Die kulturell und mitunter religiös angehauchten
Neuorientierungen sind letztlich dem �multikulturellen�
Zuschnitt der städtischen Gesellschaft angepaßt, da die
Mitgliedschaft nicht nur den �echten� Angehörigen der
jeweiligen ethnischen Gruppen vorbehalten ist, sondern
jeglichen Interessierten offensteht. Davon heben sich die
ethnischen Codes der deutschen und der jüdischen Ge-
meinde ab. Die Zugangsbedingungen sind exklusiv, d.h.
auf Stadtbürger mit entsprechender ethnischer Herkunft

beschränkt, über die ein Nachweis erbracht werden muß.
Dies hat zum großen Teil seinen Grund in dem Versuch
der Ressourcensicherung, denn diese beiden Gemeinden
sind so etwas wie �Durchlaufstationen� für die Emigrati-
on geworden � und diese kann eben nicht allen ermög-
licht werden.

Allerdings kann von den Versuchen, kollektive ethnische
Identitäten zu schaffen, nicht direkt auf die Bildung indi-
vidueller Identitäten geschlossen werden. Für die
Neuformierung von subjektiven Selbstbildern sind noch
weit mehr Einflußfaktoren wichtig als die, die aus der
nicht sehr bekannten Existenz der ethnischen Gemein-
den herrühren. Zu nennen sind etwa die generationen-
abhängige Kenntnis von ethnisch-kulturellen und religiö-
sen Traditionen, die territoriale und soziale Herkunft, der
familiäre und persönliche Bildungshintergrund, der Zeit-
punkt der Zuwanderung in die Stadt.

Wer sich über dieses Forschungsprojekt genauer infor-
mieren möchte, kann dies über die Publikation von Os-
wald, Ingrid/ Voronkov, Viktor (Hrsg.), 1997: Post-so-
wjetische Ethnizitäten. Ethnische Gemeinden in St.
Petersburg und Berlin/ Potsdam. Berlin (Berliner Debatte
Wissenschaftsverlag) tun oder über den Sammelband der
Forschungsergebnisse, der im Sommer 1998 auf Rus-
sisch erscheinen wird.
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Die Marktwirtschaft in der Russischen Föderation
nimmt zunehmend eigene charakteristische Formen

an. Die sich herausschälenden �Spielregeln� oder Insti-
tutionen unterscheiden sich sowohl von jenen, die in
Marktwirtschaften westlichen Typs vorzufinden sind, als
auch von solchen, die in den Ökonomien Südostasiens
oder Lateinamerikas das wirtschaftliche Verhalten bestim-
men. Der institutionelle Unterbau, der Verhaltenskodizes,
Entscheidungsfindung und Konfliktlösungsmechanismen
der Wirtschaftsakteure prägt, wird sich ebenso auf wirt-
schaftliche Wachstumsraten niederschlagen wie die Inve-
stitionstätigkeiten im Land bestimmen. Denn sechs Jah-
re nach der offiziellen Liberalisierung der Wirtschaft ist

das Land noch immer durch fehlende Transparenz im
Finanzsektor, eine mangelhafte corporate governance
und eine verschwommene Demarkationslinie zwischen
Staat und Privatwirtschaft gekennzeichnet. Alle drei Fak-
toren tragen zu einer erhöhten Unsicherheit bei, die zwar
einer Minderheit der russischen Wirtschaftsakteure über-
proportional hohe Gewinnchancen eröffnet hat, der
Mehrheit der wirtschaftlich tätigen Bevölkerung jedoch
überproportional hohe Risikoaufwendungen abforderte.
Die Vermutung, daß die �Gewinner alles nehmen�, wie
Joel Hellman1 es formulierte, scheint sich also zumin-
dest in der Russischen Föderation bestätigt zu haben. Die
damit verbundenen gesellschaftlichen Kosten können
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unter anderem an den bislang nur niedrigen (offiziellen)
Wachstumsindikatoren des Landes abgelesen werden.

Warum aber sind in der Russischen Föderation nicht schon
frühzeitig die einer �geordneten Wirtschaftsentwicklung�
förderlichen Institutionen entwickelt und eingesetzt wor-
den? Der Erklärungsbedarf ist nicht allein damit abzu-
decken, daß auf den institutionellen Bezugsrahmen für
die Wahlmöglichkeiten der einzelnen Akteure hingewie-
sen wird. Zweifellos begrenzen strukturelle und institu-
tionelle Voraussetzungen den Entscheidungsspielraum der
Wirtschaftsakteure. Rechtliche Rahmenbedingungen und
ihre Durchsetzbarkeit sind ebenso von besonderer Be-
deutung wie die föderale Geld- und Fiskalpolitik. Gleich-
zeitig aber besteht die Aufgabe auch darin, einige Aussa-
gen darüber treffen zu können, wie die Entscheidungen
der Wirtschaftssubjekte auf die Evolution eben dieser Rah-
menbedingungen und Institutionen Einfluß nehmen.2

Welche Motivationen und Interessen wurden von ihren
jeweiligen Vertretern geäußert und durchgesetzt? Wie
wirkte sich dies auf die Ausgestaltung der Wirtschafts-
institutionen aus? Ist eine Pfadabhängigkeit zu beobach-
ten? Können externe Einflußgrößen eine grundsätzlich
andere Entwicklungsrichtung vorgeben? Diese Fragen, die
sich nicht auf die Nachfrage nach Institutionen, sondern
auf deren Angebot konzentrieren, sollen in dem von der
Volkswagenstiftung geförderten Projekt �Zur Rolle von
Wirtschaftseliten im russischen Transformationsprozeß�
behandelt werden. Anhand einiger Fallstudien sollen ty-
pische Entscheidungsmuster nachgezeichnet und ein Seg-
ment der Wirtschaft und der Gesellschaft ausführlicher
analysiert werden.
Mit der Herausbildung neuer wirtschaftlicher und wirt-
schaftsrelevanter Institutionen werden die Partizipa-
tionschancen von Individuen und gesellschaftlichen Grup-
pen in allen Teilsystemen der russischen Gesellschaft neu
verteilt und möglicherweise auf lange Sicht festgelegt.
Die Frage, welche Akteure auf diesen Prozeß prägend
Einfluß nehmen konnten, ob sie damit einen Beitrag zur
Entstehung gesamtgesellschaftlich nützlicher Strukturen
geleistet oder in erster Linie Chancenungleichheiten zu
ihren eigenen Gunsten genutzt und sich dauerhafte Vor-
teile verschafft haben, führt daher zugleich auf die Spur
jener neuen Gesellschaft, die im Schatten von politischen
und wirtschaftlichen Krisen, zwischen Privatisierung,
Dezentralisierung und Selbstverwaltung überall in Ruß-
land längst im Entstehen begriffen ist. Ob auf Dauer eine
Mittelschicht selbstverantwortlicher und selbstbewußter
Bürger entstehen und ein positives Verhältnis zum Staat
entwickeln kann, ob dieser Staat sich selbst zur Interes-
senvertretung der Gesellschaft oder eher zu einer Agen-
tur einiger weniger Individual- und Partikularinteressen
entwickelt und dabei weite Teile der Gesellschaft unbe-
achtet läßt, entscheidet sich nicht zuletzt daran, wem die
derzeitige Transformation neue Chancen eröffnet und
wem sie sie verwehrt.

Ein Schwerpunkt der Untersuchung wird auf der Rolle
der Banken im Transformationsprozeß liegen. Ein ent-

wickelter Finanzsektor kann Kapitalproduktivität erhö-
hen, indem die Kapitalallokation verbessert wird, und
damit zu wirtschaftlichem Wachstum beitragen. Vier Fak-
toren, die sich hemmend auf eine wachsende Wirtschaft
auswirken, sind in diesem Zusammenhang besonders her-
vorhebenswert: übermäßiger Staatseinfluß, geringe
Monetarisierung der Wirtschaft, makroökonomische In-
stabilität und �kranke� Banken.3 Die Rolle des Staates,
der bestimmt, welche Banken mit der Verwaltung der
staatlichen Gelder (z.B. Steuer- und Zolleinnahmen,
Finanzströme in die Regionen, Agrarsubventionen,
Außenhandelseinkommen) beauftragt werden, ist im Zu-
sammenhang mit der Erforschung von Wirtschaftseliten
von besonderem Interesse. Denn eine Vermengung von
öffentlichem und privatem Interesse, die die Fundamen-
te von Demokratie, Transparenz und Verantwortlichkeit
angreift4, ist in Rußland durchaus zu beobachten. Das Er-
gebnis solcher verwischter Interessen wird sich auch
langfristig auf die Ausgestaltung der russischen Markt-
wirtschaft und das Design der Wirtschaftspolitik nieder-
schlagen.

Ein weiteres Untersuchungsobjekt bietet die Privatisie-
rung einer Auswahl der letzten in staatlichem Besitz be-
findlichen Betriebe und Unternehmungen. Einige Auk-
tionen haben besonderes Interesse in den Medien her-
vorgerufen und verdeutlichten die verschiedenen Interes-
senslagen der Banken und finanz-industriellen Konglo-
merate. Das Ziel der Untersuchung ist, anhand eines Fall-
beispiels aufzuzeigen, wie sich welche Interessen zu wel-
chem Zeitpunkt geäußert haben und welche Instrumente
ergriffen wurden, um sie durchzusetzen. Ein solcher zeit-
abhängig aufgebauter Entscheidungsbaum soll anschlie-
ßend ermöglichen, bestimmte Konfliktlösungsmecha-
nismen herauszustellen. Die Motivation der beteiligten
Akteure soll herausgearbeitet werden.

Der dritte Schwerpunkt liegt auf den regionalen Dimen-
sionen der Entscheidungsprozesse. Wir untersuchen zum
einen, wie die in Moskau ausgearbeiteten Richtlinien und
Regulierungsinstrumente in den Provinzen umgesetzt bzw.
angewendet werden. Auch hier werden wir uns auf die
Rolle von Banken und finanz-industriellen Konglomera-
ten, die in zunehmendem Maße auf die regionale Politik
in der Russischen Föderation einwirken, konzentrieren.
Dabei steht die Frage im Vordergrund, welche Handlungs-
strategien von überregionalen Organisationen eingesetzt
werden, um ein bestimmtes Ziel zu verfolgen. Zum an-
deren werden wir die in den Regionen eigenständig ver-
folgte Politik analysieren. Da eine grundsätzliche Frage
im institutionellen Transformationsprozeß sein muß, ob
externe Einflußmöglichkeiten bestehen, bietet sich eine
Provinz mit erhöhter Außenhandelsaktivität an. Wir ge-
hen von der Annahme aus, daß ausländische Wirt-
schaftsteilnehmer daran interessiert sind, die Transparenz
des ihnen fremden Marktes zu erhöhen und damit indi-
rekt auf eine Veränderung der herrschenden institutio-
nellen Ausstattung zu drängen. Um diese Hypothese zu
bestätigen, haben wir Novgorod als Fallbeispiel gewählt.
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Die Region zeichnet sich durch eine aktive Politik, aus-
ländische Direktinvestitionen anzuziehen, aus. Interessant
ist dabei, welche Vorstellungen und Interessen die am Ent-
scheidungsprozeß beteiligten Akteure haben, und wie sich
diese im Zeitablauf verschieben. Wie konnte der Kon-
sens erreicht werden, die regionale Steuergesetzgebung
so zu gestalten, daß westliche Investoren diese Provinz
als Standort für ihre wirtschaftlichen Aktivitäten wählen?
Im Vergleich zu Novgorod scheint Volgograd, das zweite
Fallbeispiel, dem Zugang externer Einflußmöglichkeiten
eher verschlossen zu sein. Dominiert von Schwer- und
Verteidigungsindustrie wird die regionale Wirtschaftspo-
litik daher � so unsere Annahme � eine andere Ausrich-
tung aufweisen. Wird sich dies auf die regionale Institu-
tionenbildung auswirken? Und wenn ja, wie?

Es ist grundsätzlich sinnvoll, von drei Kategorien von In-
stitutionen zu sprechen: (1) die konstitutionelle Ordnung,
(2) institutionelle Arrangements und (3) kulturelle Ge-
gebenheiten. Während die konstitutionelle Ordnung aus
einem Regelwerk besteht, das sowohl schriftlich festge-
halten als auch gesellschaftsinhärent weitergetragen wer-
den kann, sind institutionelle Arrangements in diese Ord-
nung eingebettet. Kulturelle Gegebenheiten umfassen den
Verhaltenskodex der Gesellschaft und mentale Modelle,
die Menschen verwenden, um ihre Erfahrungen zu inter-
pretieren.5 In der Mehrzahl der Untersuchungen werden
sowohl die konstitutionelle Ordnung als auch die kultu-
rellen Gegebenheiten als gegeben betrachtet und wird
lediglich die Frage der institutionellen Arrangements
behandelt. Der Blickwinkel auf die Rolle von Wirtschafts-

eliten in einer sich wandelnden Gesellschaft geht jedoch
darüber hinaus: Es soll der Vermutung nachgegangen wer-
den, daß durch ihren Einfluß auch die konstitutionelle
Ordnung verändert wird, zum Beispiel durch einge-
schränkte Partizipationschancen. Formierung, Struktur
und Verhalten der Akteure, die auf die wirtschaftliche Ge-
staltung, die gesellschaftliche Arbeitsteilung und die
Politik zugreifen, stehen im Vordergrund. Damit soll ein
weiterer Aspekt der politischen Ökonomie des Transfor-
mationsprozesses beleuchtet werden.
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internationale Studien, Köln.
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Mainz, im April 1998. Ein vornehmlich düsteres Bild
von der Entwicklung in der Ukraine und in Weiß-

rußland haben Osteuropaforscher bei einer Veranstaltung
des sogenannten Göttinger Arbeitskreises in Mainz ge-
zeichnet. Beide Länder hinken vor allem bei den Wirt-
schaftsreformen nach. Die Ukraine, neben Rußland der
größte Staat Europas, hat auf ihre außenpolitischen Er-
folge � die Normalisierung der Beziehungen zu den Nach-
barn � im Innern nur geringe Fortschritte folgen lassen.

Die Asien-Krise, schilderte der Berliner Wirtschaftswis-
senschaftler Gramatzki, habe zwar auf den noch wenig
entwickelten Kapitalmarkt der Ukraine nur in geringem
Maße durchgeschlagen. Insgesamt herrsche jedoch Sta-
gnation, mit einem verlangsamten Rückgang des Wachs-
tums und Drosselung der Inflation. Inzwischen müsse man
aber, wie es selbst der Monetarist Sachs mit Blick auf
die Ukraine getan habe, fragen: �Was nutzt die monetäre
Stabilisierung, wenn das Wachstum nicht anspringt?� Die

Analysen der �weitgehend in angelsächsischer Hand� be-
findlichen internationalen Finanzinstitutionen beruhen
ebenso wie die Reformpläne der Kiewer Regierungen
möglicherweise weitgehend auf �Simulation�. Die durch
nicht ausgezahlte Löhne und hohe Kreditzinsen erzielte
Stabilität sei großenteils nur �Scheinstabilität�. Ob man
die Wirtschaft entflechten könne, wenn die Rahmenbe-
dingungen verhinderten, daß kleinere Wirtschaftseinhei-
ten sich etablieren könnten, sei fraglich. Kein Land habe
so viele Fehlprognosen erlebt wie die Ukraine.

In diesem Zusammenhang kritisierte Gramatzki die �Stop-
and-go-Politik� des Internationalen Währungsfonds
(IWF), die �auf die Dauer nicht mehr erträglich� sei. Der
IWF, der erst kürzlich Südkorea und Indonesien Kredite
von 60 bzw. 40 Milliarden Dollar zugesagt hatte, hat der
Ukraine wenige Tage vor den Parlamentswahlen vom 29.
März eine Kredittranche über 200 Millionen verweigert;
die Wahl gewannen die Kommunisten. Die Demarche des

Außenpolitische Erfolge und innenpolitische Stagnation in Kiew1

Kuèmas Partei hat Mandatszahl verdoppelt. Die Rolle des IWF. Machtkampf
in Weißrußland eskaliert.




